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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Interessanterweise entbrannte in der Sommersession 2021 im Nationalrat eine vor allem
in italienischer und französischer Sprache geführte Eintretensdebatte zur Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, die von der SPK-NR auf der Basis einer
parlamentarischen Initiative von Marco Chiesa (svp, TI) ausgearbeitet worden war. Neu
sollen im Internet neben den Kurz-CV der Parlamentsmitglieder allfällige zusätzliche
Staatsangehörigkeiten aufgelistet werden. Von den 14 Eintretensvoten wurden sechs in
italienischer und drei in französischer Sprache geführt. Dabei wurde auf der einen Seite
darum gestritten, ob der Vorschlag in der Tat mehr Transparenz bringe oder aber eher
Diskriminierung bedeute. Eine links-grüne Kommissionsminderheit hatte den Antrag
auf Nichteintreten gestellt, weil es hier – anders als bei Interessenbindungen – keine
direkte Verbindung zwischen Staatsangehörigkeit und Politik gebe. Greta Gysin (gp, TI)
befürchtete gar, dass die Änderung zwei Kategorien von Bürgerinnen und Bürgern
schaffe, weil man insgeheim befürchte, dass eine doppelte Staatsbürgerschaft zu einem
Loyalitätskonflikt führe – so habe es etwa im Kanton Zug, aber auch schon in diesem
Rat, Forderungen gegeben, Bürgerinnen und Bürger mit Doppelbürgerschaft von der
Politik auszuschliessen («escludere i cittadini con la doppia cittadinanza dalla
politica»). Auf der anderen Seite forderte eine weitere Kommissionsminderheit, dass
die Forderung auch auf die Mitglieder des Bundesrats ausgeweitet werde. Diese starke,
nur aufgrund des ablehnenden Votums des Kommissionspräsidenten zustande
gekommene, von Damien Cottier (fdp, NE) angeführte Minderheit machte geltend, dass
Transparenz nicht nur in der Legislative, sondern auch in der Exekutive von Interesse
sei.  
Eintreten wurde in der Folge mit 102 zu 62 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossen.
Lediglich die geschlossenen Fraktionen von GP und SP wollten nicht auf die Vorlage
eintreten. Mit 96 zu 79 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der Vorschlag der Minderheit
Cottier angenommen. Die geschlossene Opposition der Fraktionen von GP und SP
wurde erfolglos von einer Mehrheit der Mitte-Fraktion unterstützt. Eine breite Mehrheit
von 175 zu 4 Stimmen hiess sodann einen schriftlichen Antrag des Büro-NR gut, nicht
mehr die Postadresse, sondern nur noch die elektronische Adresse der Ratsmitglieder
zu veröffentlichen. Die Kommunikation erfolge heute vorwiegend auf elektronischem
Weg, wohingegen die Veröffentlichung der Postadresse ein zunehmendes
Sicherheitsrisiko darstelle und die Privatsphäre der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier bedrohe. In der Gesamtabstimmung zeigte sich schliesslich noch einmal
die Opposition von Links-Grün: Mit 115 zu 64 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der
Vorschlag an den Ständerat zur Beratung weitergereicht. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession 2021 beugte sich der Ständerat über die auf eine parlamentarische
Initiative von Marco Chiesa (svp, TI) zurückgehende Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, mit der die Veröffentlichung zusätzlicher
Staatsangehörigkeiten von Parlaments- und Regierungsmitgliedern geregelt werden
soll. Der Initiant selber sprach sich im Namen der SPK-SR für seine ursprüngliche Idee
aus. Alle allfälligen Staatsbürgerschaften anzugeben sei eine notwendige Etappe hin zu
einem transparenteren Parlament. Zu wissen, ob ein Legislativ- oder Exekutivmitglied
neben der Schweizer eine zweite Staatsbürgerschaft habe, sei ebenso bedeutsam für
die Wählerinnen und Wähler wie die Kenntnis von Beruf oder Interessenbindungen.
Dies werde allerdings von einer Kommissionsminderheit bestritten, so Chiesa. Die
Kommission habe auch über den Änderungsantrag des Nationalrats diskutiert, künftig
nur noch die Mail- aber nicht mehr die Postadresse zu veröffentlichen. Die SPK-SR
beantrage, diese Modifikation der grossen Kammer nicht anzunehmen, weil dies dem
Anliegen für mehr Transparenz nicht gerecht würde. 
Für die Minderheit, die gegen eine Veröffentlichung weiterer Staatsangehörigkeiten
eintrat, gab Mathias Zopfi (gp, GL) zu bedenken, dass die Veröffentlichung einer zweiten
Staatsbürgerschaft sozusagen als eine Art Interessenbindung einen negativen
Beigeschmack habe. Als sei eine Doppelbürgerschaft ein Zeichen dafür, dass jemand
nicht zu den «richtigen Eidgenossen» gehöre. Das sei ähnlich wie bei der
Fussballnationalmannschaft, wo vermutet werde, dass ein Spieler mit
Migrationshintergrund «nicht so richtig für uns tschuttet». Vielleicht sei eine doppelte

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Staatsbürgerschaft interessant für Wählerinnen oder Wähler, genauso interessant
wären dann aber die Hobbies. Vielleicht würde ja jemand auch gewählt, weil er gerne
jasse. Die Bilder von Zopfi verfingen nicht – der Mehrheitsantrag passierte mit 28 zu 13
Stimmen. Weil in der Gesamtabstimmung, die ein Stimmenverhältnis von 29 zu 13
Stimmen (keine Enthaltungen) zeigte, auch der Vorschlag des Nationalrats, auf die
Postanschrift zu verzichten, abgelehnt wurde, muss das Geschäft noch einmal in die
grosse Kammer. 2

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der nationalrätlichen Debatte zur parlamentarischen Initiative Chiesa (svp, TI) für
eine Verdoppelung des Maximalabzugs für Krankenkassenprämien bei der direkten
Bundessteuer in der Wintersession 2020 wiesen die Kommissionssprechenden
Benjamin Roduit (mitte, VS) und Barbara Gysi (sp, SG) auf die weit fortgeschrittenen
Arbeiten zur Umsetzung der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) hin. Um
Doppelspurigkeiten zu vermeiden, empfahl die Kommissionsmehrheit, der
parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Mit 121 zu 60 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) folgte der Nationalrat diesem Antrag und lehnte einen Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG) auf Folgegeben ab. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Neben zwei parlamentarischen Initiativen zur Besteuerung nach dem Aufwand reichte
Marco Chiesa (svp, TI) im März 2020 eine parlamentarische Initiative für eine Revision
der Besteuerung des Erwerbseinkommens an der Quelle ein. Er störte sich daran, dass
quellenbesteuerte nichtansässige Personen sowohl in der Schweiz als auch im Ausland
Sozialabzüge machen können, sofern sie in der Schweiz nicht als «quasiansässig»
gelten. Damit würden sie gegenüber Personen mit Wohnsitz in der Schweiz bevorzugt,
kritisierte Chiesa. Folglich solle diese Möglichkeit aus dem DBG und dem StHG
gestrichen werden. In der Sommersession 2021 beschäftigte sich der Ständerat mit der
Initiative, wobei Erich Ettlin (mitte, OW) die Kommissionsposition erläuterte. Die
Umsetzung der parlamentarischen Initiative führe ebenfalls zu einer ungleichen
Behandlung von Personengruppen, indem «Personen mit Wohnsitz in der Schweiz und
teilweiser Steuerpflicht im Ausland» weiterhin Steuerabzüge machen könnten, nicht
aber «Personen mit Wohnsitz im Ausland und teilweiser Steuerpflicht in der Schweiz».
Zudem sei eine parlamentarische Initiative der falsche Weg für eine solche Änderung.
Vielmehr solle aufgrund eines noch im Jahr 2021 erscheinenden Verwaltungsberichts
entschieden werden, ob diesbezüglich eine Kommissionsmotion eingereicht werden
soll. Marco Chiesa verwies hingegen darauf, dass diese zusätzlichen Abzüge auch ein
Treiber der Migration seien – zumal sich die Arbeit in der Schweiz für die betroffenen
Personen dadurch auch mit einem niedrigeren, «unfairen» Einkommen lohne –  und
gerade die Grenzkantone durch die von ihm geforderte Änderung deutlich mehr
Steuereinnahmen verzeichnen könnten. Mit 33 zu 5 Stimmen gab der Ständerat der
parlamentarischen Initiative jedoch keine Folge. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.04.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2020 reichte Marco Chiesa (svp, TI) zwei parlamentarische Initiativen für
Änderungen der Pauschalbesteuerung ein, nachdem er sich bereits im Jahr 2019 mit
zwei Motionen dieses Themas angenommen hatte. In seiner ersten Initiative (Pa.Iv.
20.421) wollte er Besteuerung nach dem Aufwand, also die sogenannte
Pauschalbesteuerung, zukünftig auch ausländischen Personen ermöglichen, die in der
Schweiz erwerbstätig sind – bisher war sie auf in der Schweiz nicht erwerbstätige
Ausländerinnen und Ausländer beschränkt. Dabei solle das in der Schweiz erworbene
Nettoeinkommen separat besteuert werden. 
Mit seiner zweiten parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.422) beabsichtigte er, auch
mit Schweizerinnen oder Schweizern verheirateten Ausländern oder Ausländerinnen
Zugang zur Pauschalbesteuerung zu gewähren – bisher durfte bei einer Besteuerung
nach dem Aufwand keiner der Ehegatten die Schweizer Staatsbürgerschaft besitzen.
Dabei sollten die Übergangsbestimmungen der Revision von 2012, die bis Ende 2020 in
Kraft sind, weiterhin gelten, damit die ausländischen Ehegatten ihr Recht auf
Besteuerung nach dem Aufwand nicht verlieren würden. 
Andere Länder, beispielsweise Italien, hätten attraktivere Pauschalbesteuerungsregeln
als die Schweiz, begründete Chiesa seine zwei Vorstösse. Unter anderem kenne gerade
Italien eben auch eine Besteuerung nach dem Aufwand bei in Italien Erwerbstätigen.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Folglich müsse hier die Schweiz nachziehen, um diesbezüglich wettbewerbsfähig zu
bleiben, zumal sie mit der Besteuerung nach dem Aufwand «nicht zu vernachlässigende
Steuereinnahmen» generiere. 
Mitte April 2021 beriet die WAK-SR die beiden Initiativen und entschied mit 10 zu 2
Stimmen gegen Folgegeben. Die Akzeptanz für eine Anpassung der Regelungen der
Pauschalbesteuerung in der Bevölkerung sei gering, überdies könnten die Vorstösse nur
geringes zusätzliches Steuersubstrat generieren.
In der Sommersession 2021 zog der Initiant seinen Vorstoss ohne Begründung zurück. 5

Indirekte Steuern

Im Zeichen der Corona-Pandemie stand auch eine parlamentarische Initiative von
Marco Chiesa (svp, TI), mit der der Initiant «bestimmte Produkte mit Schutzwirkung»,
insbesondere Masken, Handdesinfektionsmittel und Handschuhe, von der
Mehrwertsteuer ausnehmen oder zu einem reduzierten Satz besteuern wollte. Bereits
jetzt seien Ausnahmen bei der Mehrwertsteuer möglich – etwa aus sozialen oder
konjunkturellen Gründen –, nun sollten auch die Kosten dieser momentan
unentbehrlichen Produkte gesenkt werden, um das Alltagsbudget der Menschen zu
entlasten, forderte Chiesa. Mit denselben Überlegungen habe der Bundesrat auch
bereits die Zölle auf diese Produkte ausgesetzt. 
Mit 11 zu 1 Stimme entschied sich die SGK-SR gegen Folgegeben. Mit dem Vorschlag
würden nicht die Preise reduziert, sondern lediglich die Marge der Importeure erhöht,
argumentierte die Kommission. Zudem käme es zu Abgrenzungsproblemen, etwa mit
Bauschutzmasken. Schliesslich könne das Thema in die Revision des
Mehrwertsteuergesetzes aufgenommen werden, falls die Problematik im Herbst 2021
noch relevant sein sollte. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.04.2021
ANJA HEIDELBERGER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Nachdem der Nationalrat in der Sondersession vom Mai 2021 den Vorschlag der SPK-NR
zur Änderung des Asylgesetzes (AsylG) unverändert angenommen hatte, befasste sich in
der Herbstsession 2021 der Ständerat mit dem Geschäft. Die Anpassung hatte zum Ziel,
dass das SEM zur Feststellung der Identität von Asylsuchenden künftig auch deren
mobile Datenträger nutzen darf, falls die Identität nicht anders festgestellt werden
kann. Als Sprecher der vorberatenden SPK-SR erläuterte Marco Chiesa (svp, TI), dass die
Identität bei 70 bis 80 Prozent der Asylsuchenden in der Schweiz nicht mit Sicherheit
festgestellt werden könne. Die Kommission anerkenne zwar das Recht auf Asyl, doch um
die Fairness im Asylprozess zu bewahren, empfinde sie es als wichtig, durch die
Identifizierung der betroffenen Person herauszufinden, ob Schutzbedarf bestehe oder
nicht. Ausserdem habe ein Pilotprojekt des SEM vom November 2017 bis Mai 2018 den
Nutzen dieser Massnahme bestätigt. Eine Minderheit um Hans Stöckli (sp, BE) wollte
nicht auf die Vorlage eintreten. Gestützt auf Erfahrungen aus Deutschland bezweifelte
der Berner die Wirksamkeit der Massnahme – wie es im Übrigen auch der EDÖB tue.
Zudem sei es höchst problematisch, dass im Asylverfahren – im Gegensatz zum
Strafverfahren – für die Einforderung der mobilen Datenträger keine richterliche
Anordnung vorgesehen sei. Darüber hinaus könnte die Weigerung, das Handy
abzugeben, den betroffenen Personen zu deren Nachteil als Missachtung der
Mitwirkungspflicht ausgelegt werden. Abschliessend kritisierte Stöckli den seiner
Ansicht nach mangelhaften Datenschutz. Justizministerin Karin Keller-Sutter äusserte
sich bezüglich der Zweifel über die Wirksamkeit der Massnahme verständnisvoll,
entgegnete aber, dass der Bundesrat dem Parlament aus diesem Grund drei Jahre nach
Inkrafttreten einen Evaluationsbericht vorlegen müsse. Sie betonte überdies, dass die
mobilen Datenträger den Asylsuchenden nicht zwangsweise abgenommen werden
dürfen. In der Folge trat der Ständerat mit 28 zu 12 Stimmen auf die Vorlage ein und
nahm sie in der Gesamtabstimmung unverändert mit 30 zu 12 Stimmen an.
In den Schlussabstimmungen nahm der Nationalrat den Entwurf mit 127 zu 68 Stimmen
an. Der Ständerat hiess ihn mit 31 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung gut. Wie schon
während der Beratungen sprachen sich die Grüne und die SP-Fraktion gegen die
Gesetzesänderung aus. Am 20. Januar 2022 lief die Referendumsfrist ungenutzt aus. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2021
SARAH KUHN
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1) AB NR, 2021 S. 1244 ff.; BBl, 2020 9419 f.; CdT, 11.6.21
2) AB SR, 2021, S. 1024 f.; AZ, 30.9.21
3) AB NR, 2020, S. 2533 f.
4) AB SR, 2021, S. 417 ff. ; Bericht WAK-SR vom 19.4.21
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7) AB NR, 2021 S. 2137; AB SR, 2021 S. 1085; AB SR, 2021 S. 805 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 4


